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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 

auf:

Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp, Johannes Meier und 

Fraktion (AfD)

Nein zum E-Rechnungszwang - Freiwillige Digitalisierung statt staatlicher 

Bevormundung! (Drs. 19/6190)

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Abgeordneter Lipp, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Oskar Lipp (AfD): Vielen Dank für den Applaus. – Sehr geehrter Herr Vizepräsident, 

werte Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren auf der Zuschau-

ertribüne, herzlich willkommen im Bayerischen Landtag! Die Digitalisierung ist, wie 

bekannt, ein Zukunftsthema, das uns alle betrifft. Sie kann Prozesse vereinfachen und 

Kosten senken, also die Wettbewerbsfähigkeit stärken.

Doch eines darf sie natürlich nicht: ein staatlich verordneter Zwang sein, der unsere 

Wirtschaft, insbesondere die kleinen Betriebe und den Mittelstand in Bayern belastet. 

Deshalb fordern wir heute mit unserem Antrag: Schluss mit dem E-Rechnungszwang!

Die Digitalisierung muss, wie wir es bereits im Ausschuss angesprochen haben, 

freiwillig und marktwirtschaftlich erfolgen, nicht durch bürokratische Vorschriften und 

ideologische Bevormundung.

Seit dem 1. Januar 2025 ist die sogenannte E-Rechnung bereits im B2B-Bereich 

verpflichtend, eingeführt durch das sogenannte Wachstumschancengesetz. Doch wes-

sen Chancen werden hierdurch überhaupt gefördert? Sicherlich nicht die der baye-

rischen Unternehmen, meine Damen und Herren. Hinter dem E-Rechnungszwang 

steckt nämlich die EU-Initiative "VAT in the Digital Age" – kurz: ViDA –, die primär ein 

digitales Meldesystem zur Umsatzsteuerkontrolle schaffen soll. Effizienzgewinne für 

die Unternehmen hierdurch? – Leider Fehlanzeige. Stattdessen droht die Verknüpfung 
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mit der Nachhaltigkeitsberichterstattung – kurz: CSRD –, die wirtschaftliche Prozesse 

mit politisch-ideologischen Vorgaben überfrachtet. Das ist eben kein Fortschritt, meine 

Damen und Herren, sondern auch nur ein Kontrollinstrument.

Die CSU hat im Wirtschaftsausschuss unseren Antrag abgelehnt und auf Übergangs-

regelungen bis Ende 2026 bzw. 2027 verwiesen. Doch das ist natürlich Augenwische-

rei. Der Druck zur Umstellung ist – man muss sagen: leider – längst da. Die Unterneh-

men müssen jetzt schon teure Software anschaffen, die Mitarbeiter zu Schulungen 

schicken, Prozesse umstellen – wie gesagt, alles bereits jetzt und nicht erst in zwei 

Jahren, wenn es offiziell so weit ist.

Selbst die Unionsfraktion im Bundestag hat die fehlende Vorbereitung und die man-

gelnde staatliche Unterstützung kritisiert. Es gibt nämlich kein kostenloses E-Rech-

nungstool für kleine Betriebe; stattdessen verweist die Regierung auf teure Drittanbie-

ter. Es ist tatsächlich inkonsequent, wenn man auf der Bundesebene kritisiert, aber 

hier im Landtag beschwichtigt.

Schauen wir kurz in die Praxis: Der E-Rechnungszwang ist ein IT-Albtraum. Es gibt 

hier in Deutschland unterschiedliche, konkurrierende Formate – alle mit eigenen An-

forderungen. Dagegen kommen in Ländern wie Italien und Polen einheitliche XML-

Formate zur Anwendung. Deutschland wählt leider wieder einmal einen Sonderweg.

Einige Pflichtangaben sind absurd. So muss auf der Rechnung die Telefonnummer 

des Empfängers aufgeführt werden. Fehlt diese, ist die Rechnung nicht korrekt ausge-

stellt und muss abgelehnt werden.

Die Validierungssoftware spuckt bei Fehlermeldungen komische Texte auf Englisch 

aus. Auch das ist ein Unding für unseren Mittelstand. Nicht alle Betriebe in unserem 

Land sind Großbetriebe, und nicht alle Inhaber können fließend Englisch in Wort und 

Schrift, meine Damen und Herren. Hinzu kommen Sicherheitsrisiken. XML-Dateien 

sind leicht manipulierbar. Die vielbeschworene Fälschungssicherheit ist eine Farce. Es 

fehlt auch an einfachen Signaturlösungen, an technischer Infrastruktur und an Unter-
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stützung. Laut einer FAU-Studie hatten 71 % der Unternehmen bis August 2024 noch 

keine Schritte zur E-Rechnung unternommen; sie sind oftmals schlichtweg überfordert.

Das Ifo-Institut beziffert bereits heute die Kosten für Bürokratiepflichten auf circa 

146 Milliarden Euro jährlich. Durch den E-Rechnungszwang werden die Kosten weiter 

in die Höhe getrieben, meine Damen und Herren.

Hinzu kommen die kurzen Fristen: Zwei Tage für die Rechnungsstellung – das halten 

laut einer IHK-Umfrage 75 % der Unternehmen für unrealistisch.

Meine Damen und Herren, folgen Sie hierbei auch den Unternehmern! Setzen Sie sich 

bitte für die kleinen Betriebe, für die Solo-Selbstständigen, für die Familienunterneh-

men mit langer Tradition hier in Bayern ein. Sie alle leiden unter den Format-Diktaten, 

den unklaren Versandwegen und den drohenden Bußgeldern.

Die AfD sagt klipp und klar: Ja zur Digitalisierung, aber marktorientiert! Die Unterneh-

men brauchen Freiheit, nicht Vorschriften, Freiwilligkeit, nicht Überregulierung.Wir ste-

hen hier an der Seite des Mittelstandes, der Macher und Schaffer. Deshalb fordere ich 

Sie auf: Stimmen Sie unserem Antrag zu, für eine starke, freie und wettbewerbsfähige 

bayerische Wirtschaft.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Für die CSU-Fraktion hat Herr Kolle-

ge Daniel Artmann das Wort.

Daniel Artmann (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Der hochgezogene Antrag, über den wir hier sprechen, ist mal wieder ein Klas-

siker aus der Giftküche der AfD: Europa zwingt uns etwas auf. Der Staat geht auf 

die Kleinen los. Früher war alles besser. – Das Muster kennen wir ja bereits. Aber 

schauen wir uns doch mal die Fakten an:
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Tatsächlich wurde Anfang dieses Jahres lediglich gefordert, dass die Unternehmen 

ein E-Mail-Postfach angelegt haben, um Rechnungen zu empfangen. Bis Ende 2026 

dürfen Rechnungen weiterhin auch ganz klassisch in Papierform gestellt werden. Für 

kleinere Unternehmen mit einem Vorjahresumsatz unter 800.000 Euro gilt sogar eine 

Übergangsfrist bis Ende 2027. Die Kleinstunternehmen, die Sie hier angesprochen 

haben, sind ganz von der Pflicht zur Ausstellung von E-Rechnungen befreit.

Warum macht man das Ganze überhaupt? – Das macht man ja nicht aus Lust an 

Bürokratie oder Kontrolleifer, sondern weil wir ein echtes Problem haben, nämlich 

Umsatzsteuerbetrug. Man muss deutlich sagen: Die große Mehrheit unserer Unter-

nehmer handelt wirklich verantwortungsvoll und leistet durch ihre Steuern wirklich 

den wichtigsten Beitrag zur Finanzierung unseres Staates. Aber ein kleiner Teil, die 

schwarzen Schafe, fügen uns halt einen enormen Schaden zu. Die Europäische Kom-

mission schätzt, dass jährlich 50 Milliarden Euro Umsatzsteuer verloren gehen. Auch 

in Deutschland verlieren wir Milliarden. Das ist natürlich Geld, das uns als Staat fehlt, 

das Steuergeld ist, das uns insgesamt allen zur Finanzierung der wichtigen Aufgaben 

fehlt.

Deshalb ist es wichtig und richtig, dass die Chancen der Digitalisierung genutzt wer-

den und wir bei B2B-Geschäften auf die E-Rechnung setzen. Umso wichtiger ist 

es natürlich auch, dass Deutschland die Grundlagen hier rechtzeitig und frühzeitig 

geschaffen hat. Wir haben lange Übergangsfristen, damit sich die Unternehmen auch 

darauf vorbereiten können, wenn dann das europäische Meldesystem Einzug erhält. 

Deswegen ist es natürlich wieder völlig absurd, von einer Zwangsdigitalisierung oder 

gar Gängelung durch Brüssel zu sprechen, sondern das ist einfach notwendig. Ich bin 

überzeugt davon, dass ein Großteil unserer Unternehmen sich hier bereits gut auf den 

Weg gemacht hat.

Der Freistaat unterstützt natürlich auch unsere Unternehmen. Rund 30 Millionen Euro 

fließen jährlich an unsere Unternehmen. Mit dem Digitalbonus für digitale Projekte und 

über die Mittelstandsoffensive fließen im Rahmen der Hightech Agenda 400 Millionen 
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Euro in die digitale Transformation unserer Wirtschaft. Das heißt, hier ist der Freistaat 

ganz klar an der Seite unserer Unternehmen, um sich auch dieser Herausforderung zu 

stellen.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, während die AfD ständig nur im Rückspiegel lebt, 

richten wir den Blick nach vorn, nämlich in die Zukunft, und deshalb lehnen wir diesen 

Antrag entschieden ab.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Artmann. 

– Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Barbara Fuchs für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Barbara Fuchs (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen der 

demokratischen Fraktionen! Herr Kollege Artmann hat schon ein paar Fakten sehr 

richtig aufgezählt. Was wir hier jetzt wieder zu dem Antrag "Nein zum E-Rechnungs-

zwang!" hören, ist ein weiteres Paradebeispiel für die rückwärtsgewandte Politik der 

Partei der AfD. Sie spricht von staatlichem Zwang und ideologischer Bevormundung. 

Ich weiß nicht, was an der Art und Weise, wie man Rechnungen stellt oder verschickt, 

ideologisch ist. Der Begriff "Ideologie" erschließt sich mir an der Stelle überhaupt nicht.

Wir sprechen von effizienterer Verwaltung, weniger Papierkram und natürlich von der 

Nachvollziehbarkeit von Geschäftsprozessen. Für die kleinen Unternehmen gibt es 

gute Übergangsfristen, praxisnahe Hilfestellungen und niedrigschwellige Lösungen.

Was die AfD hier betreibt, ist kein konstruktiver Beitrag zur Debatte, sondern die 

Ablehnung von Digitalisierung mit der Behauptung, diese sei ein Überwachungsinstru-

ment. Stattdessen soll damit Transparenz geschaffen werden. Der Wettbewerb soll 

ordentlich geregelt sein, und die Unternehmen sollen natürlich korrekt ihre Steuern 

zahlen, wobei wir wissen, dass die meisten Unternehmen absolut korrekt und richtig 
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arbeiten. Die schwarzen Schafe werden wir damit vielleicht finden. Davon gibt es nicht 

so viele, aber es gibt sie.

Mit einer freiwilligen Lösung à la AfD bleiben wir halt in der digitalen Steinzeit. Wer will 

das? Das können wir nicht gebrauchen, nicht in der Entwicklung, die wir machen, in 

der Modernisierung der Wirtschaft, auf dem Weg, den wir gehen. Die "Diktatur" der E-

Rechnung ist ein AfD-Märchen. Wir brauchen Vertrauen in den Fortschritt. Der Antrag 

ist einfach rückwärtsgewandt, polemisch und wirtschaftspolitisch verantwortungslos. 

Im Rückwärtsgang kommt man nicht in die Zukunft.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Kollegin Fuchs. 

– Nächster Redner ist Herr Kollege Felix Freiherr von Zobel für die Fraktion der 

FREIEN WÄHLER.

Felix Freiherr von Zobel (FREIE WÄHLER): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wer Digitalisierung will, der darf nicht gleichzeitig Angst vor Veränderungen 

haben. Die E-Rechnung ist viel weniger eine Kontrolle als vielmehr ein Schritt zu 

einem modernen und effizienten Wandel. Es geht um Steuerfairness, es geht um 

Gleichbehandlung.

Die Ablehnung der E-Rechnungspflicht ist auch kein Dienst an den kleinen und mit-

telständischen Unternehmen. Es ist früher oder später ein Rückschritt in die digitale 

Steinzeit. Kollegin Fuchs hat es gerade erwähnt.

Die Digitalisierung der Wirtschaft ist auch keine Lifestyle-Option. Wer meint, die Um-

stellung auf E-Rechnung gelinge nur freiwillig, der verkennt die Realität. Ohne klare 

Vorgaben bleibt die Digitalisierung ein Flickenteppich. Große Unternehmen haben 

längst auf E-Rechnung umgestellt. Sie erwarten das auch von den Zulieferern. Wer 

hier Freiwilligkeit predigt, der will ein Zwei-Klassen-System, das kleine Unternehmen 
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auf Dauer abhängen wird. Übrigens wurde auch die Papierrechnung damals nicht 

freiwillig eingeführt.

Im Antrag stehen Risiken. Es werden Cyberrisiken und auch die Probleme mit For-

matvorlagen genannt. Ja, das ist richtig. Das betrifft auch viele Unternehmen, und 

viele haben da Ängste. Aber all diese Probleme sind lösbar, zum Beispiel durch klare 

Kommunikation, durch praxisnahe Softwarelösungen – das kann dann auch der Markt 

entscheiden – oder staatliche Hilfestellungen.

Die E-Rechnung vereinfacht also Prozesse, zum Beispiel die automatische Verarbei-

tung und schnellere Zahlungen. Die von Ihnen genannte Zahl von 146 Milliarden Euro 

jährlichem Bürokratieaufwand in Deutschland bezieht sich ja vor allem auf analoge 

Verfahren und eben nicht auf digitale.

Der Antrag poltert zudem von einem angeblichen Klima- und Genderdiktat durch 

die Digitalisierung. Ich habe keine Ahnung, was das mit der Sache zu tun hat. Die 

E-Rechnung ist auch keine deutsche Erfindung. Sie ist EU-weit vereinbart, längst 

internationaler Standard, und Sie wollen, dass Deutschland jetzt der digitale Neander-

taler in Europa wird.

Was schlagen Sie als Nächstes vor, Herr Lipp? – Vielleicht eine Subvention für Faxge-

räte?

Deshalb sage ich ganz klar Nein zur Drucksache und Ja zur Digitalisierung. Wir 

lehnen ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Felix Frei-

herr von Zobel. – Nächster Redner ist Herr Kollege Harry Scheuenstuhl für die SPD-

Fraktion.
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Harry Scheuenstuhl (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und 

Herren! Die AfD duldet wohl Wirtschaftskriminalität und den organisierten Betrug hier-

zulande. Anders lässt sich der eingebrachte Antrag nicht erklären.

(Beifall bei der SPD)

Wertes Hohes Haus, Umsatzsteuerbetrug ist keine Bagatelle und stellt eine ernsthafte 

Bedrohung für unseren Staatshaushalt dar, da jährlich eine zweistellige Milliardensum-

me, circa 15 Milliarden Euro, an Steuern verloren geht. Das hat weitreichende Folgen; 

denn es fehlen Mittel für wichtige öffentliche Aufgaben, für Bildung, Gesundheit und 

Infrastruktur.

Umsatzsteuerbetrug tritt in verschiedenen Formen auf. Besonders häufig sind das 

Umsatzsteuerkarussell und die Erstellung von Scheinrechnungen. Die SPD-geführte 

Bundesregierung hat deshalb in der letzten Legislatur wesentliche Schritte unternom-

men, um dem Betrug Einhalt zu gebieten. So wurde im Rahmen des Wachstums-

chancengesetzes die Einführung einer Pflicht zur Verwendung von elektronischen 

Rechnungen beschlossen.

(Immer schnellere Verlesung des Redetextes – Heiterkeit und Unruhe)

Die Verpflichtung zur E-Rechnung betrifft dabei ausschließlich steuerbare Lieferungen 

und sonstige Leistungen zwischen im Inland ansässigen Unternehmen.

(Michael Hofmann (CSU): Herr Präsident! Wir sind nicht in einem Vorlesewettbe-

werb!)

Auch wenn es die AfD nicht wahrhaben möchte: Das neue Verfahren ist ein echter 

Meilenstein im Kampf gegen organsierten Umsatzsteuerbetrug. Das System ermög-

licht eine Echtzeitprüfung aller inländischen B2B-Rechnungen und stellt somit einen 

bedeutenden Systemwechsel dar.Somit hat die SPD bereits 2025 die Grundlage für 

ein geplantes Meldesystem, das für 2028 vorgesehen ist, geschaffen. Die unmittelbare 

Umsetzung in Stufen bringt zwei wesentliche Vorteile: Unternehmen können schon 
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jetzt die Vorteile der elektronischen Rechnungsstellung nutzen. Gleichzeitig wird der 

Weg geebnet, um die Verbreitung eines effektiven Systems zur Betrugsbekämpfung 

zu beschleunigen. So wird eine Überforderung aller Beteiligten, auch der Finanzver-

waltung, vermieden, und der Übergang gelingt reibungslos.

Wertes Hohes Haus, es liegt im Interesse der großen Mehrheit der ehrlichen Unter-

nehmerinnen und Unternehmer in unserem Land, dass faire gleiche Wettbewerbsbe-

dingungen für alle herrschen. Daher ist die Weiterentwicklung unseres Steuerüberwa-

chungssystems notwendig. Den eingebrachten Antrag lehnen wir selbstverständlich 

ab. Wir sind für Steuerehrlichkeit und schützen keine Betrüger.

(Beifall bei der SPD)

Die Kleinen verfolgen und die Großen laufen lassen – damit sind wir nicht einverstan-

den.

(Michael Hofmann (CSU): Wir sind hier nicht bei einem Lesewettbewerb!)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Abgeordneter, es gibt eine Mel-

dung zu einer Zwischenbemerkung vom Abgeordneten Oskar Lipp von der AfD-Frak-

tion. Bitte kommen Sie noch einmal nach vorne.

Oskar Lipp (AfD): Geschätzter Herr Kollege Scheuenstuhl von der SPD, ich glaube, 

wir sind uns alle einig, dass dieses Hohe Haus hier kein Zirkuszelt wie jenes in Berlin 

ist, oder?

(Zuruf von den GRÜNEN)

Nun eine konkrete Frage zu Ihnen. Es gibt eine IHK-Studie, in der 75 % der befragten 

Unternehmer sagen, dass die Zwei-Tage-Frist zur Rechnungsstellung unverhältnismä-

ßig ist. Wollen Sie sich hier genauso wie Ihre Vorredner von den anderen Parteien 

gegen Unternehmen stellen? Sind Sie überhaupt noch bei der IHK vertreten?
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Harry Scheuenstuhl (SPD): Ihre Bemerkung, das Hohe Haus sei ein Zirkuszelt, 

weise ich zurück. Diese Bemerkung sollten Sie sich gut überlegen. Man sollte sich 

mal überlegen, ob diese Bemerkung hier wirklich angebracht ist.

Zur steuerlichen Seite habe ich Ihnen alles erklärt. Wenn Sie mir nicht zugehört 

haben, dann tut mir das leid. Ihre Anträge, die heute hier gestellt und besprochen 

worden sind, sind eine Zumutung.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der feder-

führende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen empfiehlt die Ablehnung 

des Antrags.

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Antrag der AfD-Fraktion zustimmen möchte, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – Das 

sind die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER, der SPD und der GRÜNEN. 

Stimmenthaltungen? – Keine. Der Antrag ist abgelehnt.
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